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Oliver Rast im Gespräch über die Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation 

»Erste Amtsmonate von Justizsenator
Behrendt fallen desaströs aus«
Small Talk  Von Peter Nowak

In der Justizvollzugsanstalt Berlin-Tegel wandten sich Gefangene mit einer Petition
gegen ihre Haftbedingungen. Seitdem beklagen sie verschärfte Repression. Die
Jungle World hat mit Oliver Rast, dem Pressesprecher der
Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation (GG/BO), über die Situation
gesprochen.

Was haben die Gefangenen in ihrer Petition gefordert?
Der Ausgangspunkt ist vermeintlich banal. Es geht um einen Gruppenleiter, der für die
sogenannte Vollzugsplanfortschreibung verantwortlich ist. Für Inhaftierte bedeutet es eine
enorme Zusatzbelastung, wenn keine Zusammenarbeit mit dem Gruppenleiter mehr möglich ist.
Das Vertrauensverhältnis zwischen Gefangenen und Gruppenleiter war komplett zerrüttet – ein
Zustand, der sich über Jahre verschärfte. Die Inhaftierten haben lediglich in einer Petition
ausgeführt, dass dieser Amtsmensch den gesetzlichen Auftrag der Resozialisierung, wie sie
schreiben, »hintertreibe«.

Mittlerweile sollen einige der Unterzeichner ihre Unterschrift zurückgezogen haben.
Was wissen Sie über die Hintergründe?
Unseren Informationen zufolge wurden Inhaftierte zu einer Unterredung mit Mitgliedern der
Anstaltsleitung zitiert, nicht um dem Sachverhalt aus der Petition nachzugehen, sondern um
ihnen gegenüber Druck aufzubauen, damit sie ihre Unterschrift zurückziehen. Unter anderem
wurde der Vorwurf der »Meuterei« erhoben.

Was bedeutet dieser Vorwurf für die Gefangenen?
Es ist eine übliche Praxis der Anstaltsleitung, mittels des Meutereivorwurfs aktive Gefangene zu
verunsichern und mundtot zu machen. Der Vorwurf der »Gefangenenmeuterei« nach Paragraph
121 des Strafgesetzbuchs besagt, dass sich Inhaftierte »zusammenrotten und mit vereinten
Kräften« versuchen, zum Beispiel einen Anstaltsbeamten »zu nötigen oder tätlich anzugreifen«.
Das führt zu einem neuen Verfahren und in der Regel zu einer weiteren Haftstrafe und längerer
Haftzeit.
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Die Sprecherin der Senatsverwaltung sieht keine Einschränkung der Grundrechte der
Inhaftierten. Setzt Justizsenator Dirk Behrendt (Grüne) die Politik seines CDU-
Vorgängers fort?
Wenn eine Vollzugsbehörde mit Einschüchterungen und Drohungen arbeitet, um die Verbreitung
einer Petition zu unterbinden, dann ist das ein eklatanter Fall einer Einschränkung von
Grundrechten. Und an einem solchen Punkt schreiten wir als Gefangenengewerkschaft ein. Es ist
für uns völlig unverständlich, dass eine Pressesprecherin eines grünen Justizsenators dazu
beiträgt, eine konkrete Grundrechtsverletzung gegenüber Gefangenen in Frage zu stellen.

Was fordern Sie vom Justizsenator?
Wir fordern von Behrendt das ein, was er all die Jahre zuvor als Oppositionspolitiker hinsichtlich
eines liberalen und progressiven Vollzugswesens angemahnt hat. Seine ersten Amtsmonate
fallen desaströs aus: Es werden weder Suizide eigenständig öffentlich gemacht noch erkennen
wir, dass er bei einem der größten Skandale in der Berliner Justizgeschichte, der mutmaßlichen
sogenannten Klau- und Schmuggelwirtschaft seitens JVA-Bediensteter, sein vormals
angekündigtes Aufklärungsinteresse zeigt. Behrendt hat bei den Gefangenen viel Kredit
verspielt. Wir werden als Gefangenengewerkschaft am 20. Mai vor der JVA Berlin-Tegel eine
Kundgebung abhalten, um auf die Schikanen und die desolaten Haftbedingungen insbesondere
in abbruchreifen Hafthäusern aufmerksam zu machen. Die JVA Tegel, übrigens der Ursprung der
Gefangenengewerkschaft, wird zu unserem Schwerpunktthema in Berlin.
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